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Wissenszurechnung im Arbeits-
recht Arbeitgeber delegieren in der Regel die Aufgaben, die ihnen in dieser

Funktion zukommen, an andere Personen. Inwieweit deren Wissen
Arbeitgebern zuzurechnen ist, ist Gegenstand dieses Beitrags.

KURT WRATZFELD

A. Einleitung

Das Wissen des Arbeitgebers über rechtserhebliche
Tatsachen ist in zahlreichen Konstellationen von Be-
deutung. So muss er eine Entlassung unverzüglich
aussprechen, sobald er den Entlassungsgrund
kennt.1) Während des aufrechten Arbeitsverhältnis-
ses kann das Wissen des Arbeitgebers über be-
stimmte Tatsachen die Folge haben, dass er aufgrund
der Fürsorgepflicht handeln muss; zB wenn es zu
Vorfällen kommt, die als Mobbing oder Diskrimi-
nierung zu qualifizieren sind, oder ein Arbeitsauftrag
die Gesundheit des Arbeitnehmers gefährdet.2)
Schließlich wird bei der Beurteilung einer Anfech-
tung einer Kündigung aus verpöntem Motiv von Be-
deutung sein, ob der Arbeitgeber den Sachverhalt,
der das verpönte Motiv darstellt, kannte. Für den Ar-
beitgeber ist daher von wesentlicher Bedeutung, in
welchem Umfang er sich das Wissen anderer zurech-
nen lassen muss.

Dieser Beitrag beschränkt sich auf die Wissenszu-
rechnung von Hilfspersonen des Arbeitgebers; die
Zurechnung des Wissens organschaftlicher Vertreter
zu der von ihnen vertretenen juristischen Person
bleibt hier ausgeklammert.

B. Wissenszurechnung im Allgemeinen

Einem Geschäftsherrn ist das Wissen von Personen
zuzurechnen, die mit der Entgegennahme oder An-
zeige von rechtserheblichen Tatsachen betraut sind
(„Wissensvertreter“). Wissensvertreter können so-
wohl selbständige Dritte als auch Gehilfen sein. So-
weit es auf das Wissen des Geschäftsherrn ankommt,
wird ihm dabei das Wissen des Wissensvertreters als
eigenes zugerechnet und es treten daher die an sein
Wissen geknüpften Rechtsfolgen zum Nachteil des
Geschäftsherrn ein. Dem liegt der allgemeine Ge-
danke zugrunde, dass der Einsatz von Gehilfen, also
die „Rollenspaltung“ nicht zum Nachteil Dritter ge-
hen darf und ansonsten der Einsatz eines Gehilfen
eine Verschlechterung der vom Gesetzgeber im Sinne
eines Interessenausgleichs vorgesehenen Rechtsposi-
tion Dritter mit sich brächte, weshalb der Geschäfts-
herr so zu behandeln ist, als wäre er selbst tätig gewor-
den.3)

Es ist dem Geschäftsherrn aber nicht jedes Wissen
zuzurechnen, sondern es kommt darauf an, mit wel-
chen konkreten Aufgaben sein Wissensvertreter be-
traut war, denn gerade in diesem Bereich verwirklicht
sich dann das Betriebsrisiko des Geschäftsherrn.4)
Kenntnisse, die der Wissensvertreter außerhalb seines
Aufgabenkreises erlangt hat (privates Wissen), muss

sich der Geschäftsherr nur dann zurechnen lassen,
wenn sein Wissensvertreter in ausschlaggebender
Funktion eigenständig anstelle des Geschäftsherrn
agiert.5)

Diese Grundsätze sind für das allgemeine Zivil-
recht nicht ausdrücklich geregelt, lassen sich aber
aus den §§ 337 und 1313a ABGB sowie aus den
Stellvertretungsregeln ableiten.6)

Verfolgt man den Ansatz, die Wissenszurechnung
an § 1313a ABGB auszurichten, konsequent weiter,
dann muss es zu einer Wissenszurechnung auch beim
Anscheinserfüllungsgehilfen7) kommen, bei dem nur
der dem Geschäftsherrn zurechenbare Anschein be-
steht, dass er Wissensvertreter ist, vorausgesetzt, der
andere Teil vertraut auf diesen Anschein in redlicher
Weise.8)

Dem Wissen, also der direkten Kenntnis tatbe-
standsmäßiger Umstände, ist die Kenntnis von Tatsa-
chen, aus denen bei sorgfältigem Vorgehen das pri-
mär relevante Wissen geschöpft hätte werden kön-
nen, gleichzusetzen. Wenn im Folgenden daher von
Wissen die Rede ist, ist damit prinzipiell auch Wis-
senmüssen gemeint.9)

C. Wissenszurechnung im Arbeitsrecht

1. Abgrenzung dienstliches von privatem
Wissen

Wie der Arbeitgeber betriebliche Abläufe organisiert,
damit er von rechtserheblichen Tatsachen iZm den
Arbeitsverhältnissen Kenntnis erlangt, ist grundsätz-
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lich ihm überlassen10) und wird von der Art und
Größe des Betriebs abhängen. Insbesondere bei grö-
ßeren Unternehmen wird der Arbeitgeber Personen
einsetzen, die Routineabläufe administrieren (zB
Krankmeldungen, Urlaubsansuchen) und andere Per-
sonen mit der Abwicklung von speziellen Vorfällen
und Anliegen betrauen (zB Änderungen des Arbeits-
vertrags, Versetzungen, Kündigungen). Das Wissen
dieser Personen über rechtserhebliche Tatsachen
muss sich der Arbeitgeber zurechnen lassen, soweit
dieses Wissen iZm dem übertragenen Aufgabenkreis
steht. Privates Wissen dieser Personen ist, auch wenn
es sich auf das Arbeitsverhältnis bezieht, dem Arbeit-
geber hingegen nicht zuzurechnen.11)

Für das Entlassungsrecht kommt es nach der Rsp
auf die Kenntnis der zur Entlassung befugten oder
sonstigen für Personalagenden ganz oder teilweise zu-
ständigen leitenden Angestellten an. Erfährt also nur
der unmittelbare Vorgesetzte, der weder Vertreter
des Arbeitgebers noch leitender Angestellter mit Per-
sonalkompetenz ist, dass ein Arbeitnehmer einen Ent-
lassungsgrund gesetzt hat, dann ist dieses Wissen dem
Arbeitgeber nicht zuzurechnen.12) Eine Entlassung ist
daher nicht deshalb verspätet, weil dieser unmittel-
bare Vorgesetzte von dem Entlassungsgrund bereits
längere Zeit wusste. Daran ändert sich auch nichts,
wenn die arbeitsrechtliche Treuepflicht dem Vorge-
setzten geboten hätte, den Sachverhalt zu offenbaren,
denn diese Pflicht macht ihn noch nicht zum Wis-
sensvertreter. Erfährt hingegen ein Vorgesetzter (lei-
tender Angestellter) mit Personalkompetenz von
dem Fehlverhalten, ist sein Wissen dem Arbeitgeber
zuzurechnen, selbst wenn dieser Vorgesetzte nicht be-
rechtigt war, die Entlassung auszusprechen.13)

Bekämpft ein Arbeitnehmer eine Kündigung als
verpönte Motivkündigung, wird es mE ebenso auf
das Wissen der leitenden Angestellten mit Personal-
kompetenz ankommen. Das Wissen anderer Vorge-
setzter um Sachverhalte, auf die eine Motivanfech-
tung gestützt werden kann (zB eine gewerkschaftliche
Tätigkeit des Arbeitnehmers), ist dem Arbeitgeber
nicht zuzurechnen und daher bei der Prüfung, ob
ein Sachverhalt als Motiv für eine Kündigung in Be-
tracht kommt, nicht zu berücksichtigen.

Privates Wissen liegt mE auch vor, wenn ein Wis-
sensvertreter eigene schwer wiegende Pflichtverstöße
gegenüber einem Arbeitnehmer oder dem Arbeitge-
ber zu verantworten hat. Es ist nämlich nicht davon
auszugehen, dass ein Arbeitgeber einen Wissensver-
treter damit betraut, eigene Verfehlungen, bei denen
nachteilige Konsequenzen drohen, zu offenbaren.
Dem Arbeitgeber ist daher das Wissen eines Wissens-
vertreters, der einen Arbeitnehmer zB diskriminiert
oder schädigt, indem er an Handlungen teilnimmt,
die als Mobbing zu qualifizieren sind, hinsichtlich
dieser Tatsachen nicht zuzurechnen.14)

Soweit absehbar, wurde die Zurechnung des Wis-
sens eines Wissensvertreters über eigene Verfehlun-
gen in der Rsp und Lehre bisher nicht behandelt.
Die hier vorgeschlagene Lösung entspricht im Ergeb-
nis der Haftungsbegrenzung bei der Gehilfenzurech-
nung nach § 1313a ABGB, die auch sonst als gesetz-
licher Anknüpfungspunkt für die Wissenszurechnung
herangezogen wird.15) Die Haftung ist bei der Gehil-

fenzurechnung nämlich auf vorhersehbare Gefahren
iS einer Adäquität beschränkt.16) Davon ausgehend
hat der OGH zB die Haftung einer Bank für den Be-
trug ihres Erfüllungsgehilfen wegen Fehlens des inne-
ren Zusammenhangs mit den Pflichten des Ge-
schäftsherrn verneint.17)

2. Pflichtenkollision

Die Zurechnung von Wissen ist dort ausgeschlossen,
wo das Wissen dem Arbeitgeber nicht weitergegeben
werden darf. So hat auch der Vertrauensarzt des Ar-
beitgebers die ärztliche Verschwiegenheitsverpflich-
tung zu beachten und darf dem Arbeitgeber die
Gesundheitsdaten des Arbeitnehmers nicht offenba-
ren.18) Innerhalb der Grenzen der ärztlichen Ver-
schwiegenheitspflicht ist das Wissen des Vertrauens-
arztes dem Arbeitgeber daher nicht zurechenbar.19)
Dies gilt auch, wenn der Arbeitnehmer den Arzt
von der Geheimhaltungspflicht entbindet, es sei
denn, der Arzt wäre mit der Ermittlung der Gesund-
heitsdaten vom Arbeitgeber eigens betraut worden.

Die ärztliche Verschwiegenheitsverpflichtung be-
steht auch für Arbeitsmediziner20) iSd § 79 ASchG
und schließt – soweit sie reicht – die Zurechnung
von deren Wissen zum Arbeitgeber aus.

Fraglich ist, ob Informationsschranken, die der
Arbeitgeber selbst errichtet hat, eine Wissenszurech-
nung ausschließen. Dies ist mE in jenen Fällen zu be-
jahen, in denen der Arbeitnehmer weiß oder wissen
muss, dass eine Einrichtung, die der Arbeitgeber zur
Entgegennahme bestimmter Informationen einge-
richtet hat, diese vertraulich behandeln soll. Zu den-
ken ist etwa an eine betriebsinterne Beratungsstelle,
an die sich Arbeitnehmer wenden können, die sich
diskriminiert fühlen.

3. Pflichtwidrig zurückgehaltenes Wissen

Die Wissenszurechnung an den Arbeitgeber soll den
Arbeitnehmer gerade vor den Nachteilen schützen,
die ihm daraus entstehen können, dass der Arbeitge-
ber über ein Wissen, auf das es ankommt, deshalb
nicht verfügt, weil er Gehilfen als Wissensvertreter
einsetzt. Hält ein Wissensvertreter pflichtwidrig In-
formationen zurück, werden diese dem Arbeitgeber

10) Zur Freiheit des wirtschaftlichen Ermessens bei der Betriebsführung
vgl statt vieler OGH 24. 10. 2005, 9 ObA 143/05b; Iro (Banken
und Wissenszurechnung, ÖBA 2001, 3, 112 [13 f]) weist mE zu
Recht darauf hin, dass eine Wissenszurechnung kraft Organisations-
pflicht weder methodisch noch sachlich zu begründen ist.

11) OGH 28. 6. 2005, 10 Ob 17/04d.
12) OGH 1. 4. 1998, 9 ObA 61/98 f; Kuderna, Entlassungsrecht2 18.
13) StRsp zuletzt OGH 5. 6. 2008, 9 ObA 71/08v.
14) Koziol (Zurechnung ungetreuer Bank-Mitarbeiter Rz 21) geht davon

aus, dass keine Pflicht besteht, dem Geschäftsherrn eigene kriminelle
Absichten mitzuteilen.

15) Iro, Banken und Wissenszurechnung, ÖBA 2001, 3, 112.
16) Koziol, Haftpflichtrecht II2 345; Karner in KBB § 1313a Rz 8.
17) OGH 31. 1. 2007, 3 Ob 283/06y (ÖBA 2007, 744 mit Anm von Ko-

ziol).
18) Kletečka-Pulker in Aigner/Kletečka/Kletečka-Pulker/Memmer, Hand-

buch Medizinrecht I/231.
19) Iro, Banken und Wissenszurechnung, ÖBA 2001, 112 ff.
20) Szymanski/Oberhauser/Marx, ArbeitnehmerInnenschutzgesetz § 79

Rz 5.
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prinzipiell als eigenes Wissen zugerechnet und dieser
so gestellt, als hätte er über das vorenthaltene Wissen
verfügt.

Allerdings wird Wissen dann nicht dem Arbeitge-
ber zuzurechnen sein, wenn der betroffene Arbeitneh-
mer denWissensvertreter dazu bringt, seinWissen für
sich zu behalten. Ob er dies durch Drohung, List oder
auf andere Weise erreicht, ist dabei nicht relevant.
Wie bei der Kollusion21) ist der Arbeitnehmer in die-
sem Fall nicht schutzwürdig. Der Einsatz des Gehil-
fen gereicht ihm hier nicht zum Nachteil, sondern
eröffnet ihm erst die Möglichkeit, denWissenszugang
beim Arbeitgeber zu vereiteln. Da es nur auf die
Schutzwürdigkeit des Arbeitnehmers ankommt, ist
dabei auch ohne Bedeutung, ob demWissensvertreter
die Pflichtwidrigkeit seines Verhaltens bekannt ist.22)

So wie der Geschäftsherr nicht wirksam vertreten
wird, wenn dem Dritten bekannt oder aus grober
Fahrlässigkeit unbekannt war, dass der Bevollmäch-
tigte gegen Pflichten aus dem Innenverhältnis ver-
stößt,23) unterbleibt mE die Wissenszurechnung,
wenn der Arbeitnehmer weiß oder grob-fahrlässig
nicht weiß, dass derWissensvertreter pflichtwidrig In-
formationen nicht an den Arbeitgeber weiterleitet. In
diesem Fall besteht nämlich kein Schutzbedürfnis des
Arbeitnehmers vor den Gefahren der Rollenaufspal-
tung. Der Arbeitnehmer kann daher zB aus der Untä-
tigkeit des Arbeitgebers nicht ableiten, dieser habe auf
seine Entlassung verzichtet oder es wäre für den Ar-
beitgeber die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses im
konkreten Fall nicht unzumutbar, wenn er weiß, dass
dem Arbeitgeber die Information über den Entlas-
sungsgrund pflichtwidrig vorenthalten wird.24)

4. Anscheinswissensvertreter

Betraut der Arbeitgeber mehrere Personen mit der
Wahrnehmung verschiedener das Arbeitsverhältnis
betreffende Aufgaben, wird die Übersicht über die
Zuständigkeiten erschwert, sodass für den Arbeitneh-
mer der Anschein entstehen kann, dass Personen mit
Aufgaben betraut sind, die ihnen tatsächlich nicht
übertragen wurden. Ist dieser Anschein dem Arbeit-
geber zurechenbar, sind diese Personen Anscheinswis-
sensvertreter, deren Wissen (so weit der Anschein der
Bestellung reicht) dem Arbeitgeber ebenso zuzurech-
nen ist, wie das der von ihm bestellten Wissensvertre-

ter. Ein solcher Anschein kann etwa dann entstehen,
wenn der Arbeitgeber nicht dafür sorgt, dass die Auf-
gabenverteilung ausreichend transparent ist, oder dul-
det, dass Personen Aufgaben, mit denen sie nicht be-
traut sind, wahrnehmen. Duldet ein Arbeitgeber zB,
dass sich Arbeitnehmer für Dienstwege bei einer Se-
kretärin abmelden statt bei dem dafür zuständigen
Vorgesetzten, ist diese hinsichtlich der Abwesenhei-
ten Anscheinswissensvertreterin.

Ist die unrichtige Annahme eines Arbeitnehmers,
eine Person seiWissensvertreter, demArbeitgeber hin-
gegen nicht zurechenbar, kommt es auch zu keiner
Wissenszurechnung. So kann ein Arbeitnehmer nicht
davon ausgehen, dass eine Person, die er von Kranken-
ständen zu informieren hat, vom Arbeitgeber auch da-
mit betraut ist, Informationen über die Ursache eines
Krankenstands entgegenzunehmen: Da der Arbeit-
nehmer nicht verpflichtet ist, solche Angaben zu ma-
chen, und der Arbeitgeber nicht berechtigt ist, diese
einzufordern,25) besteht kein dem Arbeitgeber zure-
chenbarer Grund zur Annahme, der Arbeitnehmer
hätte für die Entgegennahme solcher Mitteilungen
Vorsorge getroffen. Informationen über die Ursache
eines Krankenstands sind daher in diesem Fall privates
Wissen, das dem Arbeitgeber nicht zurechenbar ist.

SCHLUSSSTRICH

Dem Arbeitgeber ist dienstliches, nicht jedoch pri-
vates Wissen seiner Wissensvertreter zuzurechnen.
Wer eigene Pflichtverletzungen offenbaren müsste,
ist insoweit nicht Wissensvertreter des Arbeitgebers.
Geheimhaltungspflichten schließen – soweit sie rei-
chen – eine Wissenszurechnung aus. Dies ist auch
der Fall, wenn der Arbeitnehmer weiß oder aus
grober Fahrlässigkeit nicht weiß, dass der Wissens-
vertreter dem Arbeitgeber Informationen vorent-
hält. Schließlich darf der Arbeitnehmer darauf
vertrauen, dass Wissensvertreter auch der ist, bei
dem hierfür ein, dem Arbeitgeber zurechenbarer,
Anschein besteht.

21) Bollenberger in KBB § 879 Rz 12.
22) Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 I (2006) 215.
23) Bollenberger in KBB § 897 Rz 12.
24) Kuderna, Entlassungsrecht2 18.
25) Drs in ZellKomm § 8 AngG Rz 75.




